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Praxis Steuerstrafrecht
Dr. Marc Tully, 
Moderation, 
Präsident des 
Oberlandes­
gerichts 
in Hamburg 
←

Dr. Karsten  
Webel, 
LL.M. Indiana, 
LRD Regional­ 
finanzamt
Hamburg
←

Dr. Marcus  
Geuenich,  

RA, StB,  
Dipl.­Finw. (FH),  

Ernst & Young 
Law GmbH, 
Düsseldorf 

 →

Prof. Dr.  
Markus Jäger, 
Richter am BGH,  
Karlsruhe 
←

Philipp  
Hammes, 
RA, FA StR, 
Dipl.­Finw., 
StB, Schuka, 
Hammes und 
Partner mbB, 
Düsseldorf 
←

Alexander 
Fuchs,  

OStA, Staats­ 
anwaltschaft 

Köln 
→

Dr. Martin Wulf,  
RA, FA StR, 
Streck Mack 
Schwedhelm, 
Berlin 
←

Dr. Janika  
Sievert, LL.M.  

Eur., RAin,  
FAin StR/StRR, 

ECOVIS L + C  
Rechtsan walts­ 

 gesell schaft  
mbH, Würzburg 

→

Andrea  
Köchling,  

Dipl.­Finw. (FH), 
Sachgebiets­ 

leiterin in der  
Finanz­ 

verwaltung  
Hamburg 

→

Dr. Sebastian 
Peters,  
RA, Streck Mack 
Schwedhelm, 
Köln       
←

Mit Fortbildungsnachweis 
gemäß § 15 FAO

Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

30.09.2022 in Düsseldorf

Die Topthemen 2022 

• Internationales Steuerstrafrecht

• Relevanz von Compliance-Management-Systemen im
(Steuer-)Strafrecht

• Geldwäsche und Steuerhinterziehung im internationalen 
Gold- und Schmuckhandel

• Brennpunkte im Ablauf der Betriebsprüfung aus Sicht 
von Prüfern und Strafverteidigern

• Steuerliche Aufgriffspunkte im Besteuerungsverfahren 
mit steuerstrafrechtlichen Konsequenzen

Alle Teilnehmer erhalten im Anschluss Zugang zur  
Video-Aufzeichnung des Kongresses inkl. aller Vorträge, 
Foren und der Plenumsdiskussion.

Neues Veranstaltungskonzept: 

Nehmen Sie gerne auch 
digital teil!
Angesichts der aktuellen Pandemie- 
Lage bieten wir Ihnen flexible  
Teilnahmemöglichkeiten: Besuchen 
Sie uns entweder persönlich in  
Düsseldorf. Dort gilt ein erweitertes 
Sicherheitskonzept. Oder schalten 
Sie sich per Live-Stream am PC  
zu – die digitale Teilnahme ist ganz 
einfach! 
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	▶ Mietzahlung
Vermieter kann keine miete vom Jobcenter einklagen

| Ein Vermieter hat trotz der Möglichkeit der Direktzahlung der Miete (§ 22 
Abs. 7 SGB II) keine eigenen einklagbaren Ansprüche gegen das Jobcenter. 
Die Direktzahlung soll allein die zweckentsprechende Verwendung der 
 Unterkunftsleistungen gewährleisten, dient aber nicht der vereinfachten 
Durchsetzung von Mietforderungen (LSG Niedersachsen-Bremen 3.2.22, 
L 11 AS 578/20, Abruf-Nr. 229639). |

Der Vermieter hatte seine Wohnung an eine Grundsicherungsempfängerin 
vermietet und sich von dieser die Zustimmung zur Direktzahlung des 
 Jobcenters erteilen lassen. Nachdem die Mieterin die Nebenkosten für die 
Jahre 2018 und 2019 schuldig geblieben war, verlangte der Vermieter die 
 Zahlung der Rückstände vom Jobcenter. Dieses lehnte eine Direktüber-
weisung ab, da der Vermieter keine eigenen Ansprüche aus dem SGB II habe. 
Demgegenüber hielt der Vermieter es für nicht hinnehmbar, dass das Job-
center zwar die Kosten des Energieversorgers direkt zahle, er jedoch erst 
prozessieren müsse. Neben den rückständigen Kosten seien inzwischen 
auch Mietschulden aufgelaufen. Der Gesamtbetrag summiere sich auf über 
4.000 EUR. Hierfür müsse das Jobcenter im Wege der Amtshaftung zahlen.

Das SG Braunschweig (14.9.20, S 57 AS 334/20) wies die Klage ab. Die  Berufung 
vor dem LSG Niedersachsen-Bremen hatte keinen Erfolg. Es bestehe keine 
Anspruchsgrundlage für eine Schuldübernahme. Trotz der im SGB  II 
 vorgesehenen Möglichkeit der Direktzahlung von Miete an den Vermieter 
 entstehe keine Rechtsbeziehung zwischen Vermieter und Jobcenter. 

Der Vermieter habe daher keine eigenen einklagbaren Ansprüche. Die Direkt-
zahlung diene allein der Sicherstellung der zweckentsprechenden 
 Verwendung der Unterkunftsleistungen. Sie bezwecke keine  vereinfachte 
Durchsetzung von Mietforderungen, indem ein weiterer solventer Schuldner 
in Form des Jobcenters geschaffen werde. Die Eintreibung von Schulden sei 
ein objektiv eigenes Geschäft des Vermieters.

Beachten Sie i Die Entscheidung liegt auf der Linie des BSG (9.8.18, B 14 AS 
38/17 R), wonach die Direktzahlung nach § 22 Abs 7 SGB II lediglich eine  
abweichende Empfangsberechtigung für die jeweilige Zahlung begründet, 
nicht dagegen einen eigenen Zahlungsanspruch des Vermieters gegen das 
Jobcenter.

PrAXiStiPP i Viele Vermieter wähnen sich also zu Unrecht in Sicherheit, wenn 
sie sich in Kenntnis der finanziellen Situation des Mieters Sozialleistungen und 
Zahlungen des Jobcenters abtreten oder sich zur Geltendmachung ermächtigen 
lassen. In eigener Person kann der Vermieter diese Leistungen nicht einfordern. 
Abgesichert ist der Vermieter nur, wenn eine unmittelbare Zahlungs möglichkeit 
des Jobcenters an ihn durch feststellenden Verwaltungsakt  begründet wurde. 
Das sollte er vor Abschluss des Mietvertrags sicherstellen.
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Abruf-nr. 229639

rückstände – doch 
Jobcenter zahlt nicht

Keine rechtsbezie-
hung, keine 
Schuldübernahme

feststellender 
Verwaltungsakt 
erforderlich


